
Das neue Soziale Entschädigungsrecht sieht vor, 
dass Opfern von Gewalt besser geholfen werden 
soll. Das begrüßt auch die DGUV. Laut Gesetz sind 
für Krankenbehandlung, Hilfsmittelversorgung und 
Pflege verschiedene Sozialversicherungsträger mit 
unterschiedlichen Leistungsmaßstäben sowie die 
Verwaltungsbehörden zuständig.

Der Bundesrat hat sich am 29. November auch 
mit den Zuständigkeiten befasst. Er empfiehlt der 
Bundesregierung eine Evaluation vor Inkrafttre­
ten des Gesetzes. Sie soll klären, ob auch die Berei­
che Krankenbehandlung und Pflege auf die gesetzli­
che Unfallversicherung übertragen werden können. 
Hintergrund: Für Opfer von Gewalt sind klare Zu­
ständigkeiten und aufeinander abgestimmte Abläu­
fe wichtig. Das vereinfacht den Zugang zu Leistungen 
und entlastet besonders in Krisensituationen.

„Wir unterstützen die Empfehlung für eine Eva­
luation“, sagt Dr. Edlyn Höller, stellvertretende 
Hauptgeschäftsführerin der DGUV. „Auch aus eige­
ner Erfahrung.“ Die gesetzliche Unfallversicherung 
habe eine langjährige Expertise im Fallmanage­
ment im Bereich Rehabilitation und verfüge über 
ein umfassendes Versorgungsnetzwerk. „Wir er­
bringen alle Leistungen aus einer Hand und mit al­

len geeigneten Mitteln – von der Heilbehandlung, 
über Hilfsmittelversorgung, Rehabilitation bis zu 
Leistungen der Teilhabe“, so Dr. Höller. „Unser An­
gebot steht, diese Expertise auch für die Heilbe­
handlung und Reha von Menschen einzusetzen, 
denen Gewalt angetan wurde.“

Um bei Anschlägen, aber auch Unfällen, bei de­
nen Versicherte verschiedener Unfallversicherungs­
träger betroffen sind, abgestimmte Vorgehensweisen 
sicherzustellen, hat die gesetzliche Unfallversiche­
rung mit dem Aufbau von Strukturen begonnen. 
Hierzu wurde eine Zentrale Ansprechstelle und in je­
dem Bundesland eine Koordinierende Stelle einge­
richtet. Letztere sind bei den Unfallkassen der Län­
der angesiedelt. Bei einem Großschadensereignis 
hält die Koordinierende Stelle Kontakt zu Behörden, 
organisiert den Krisenstab, vermittelt den Zugang zu 
Hilfsangeboten wie psychotherapeutische Behand­
lungen und sorgt für eine zentrale Öffentlichkeitsar­
beit. „Ich freue mich, dass die neuen Strukturen bis 
Ende 2019 aufgebaut sein werden.“, sagt Dr. Höller. 
Selbstverständlich in der Hoffnung, dass sie mög­
lichst selten zum Einsatz kommen müssen.“
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In der Krise ein Lotse
Die Deutsche Gesetzliche Unfall­
versicherung begrüßt neues Entschä­
digungsgesetz und richtet Zentrale 
Ansprechstelle für Großschadens­
ereignisse und Unglücke ein.

Um Opfer von Gewalt besser zu versorgen, hat 
der Bundestag im November das Gesetz zur Re-
gelung des Sozialen Entschädigungsrechts ver-
abschiedet. Die gesetzliche Unfallversicherung 
wird demnach die Versorgung mit Hilfsmitteln 
sicherstellen. Der Bundesrat hat dem Gesetz 
zugestimmt. Er empfiehlt, noch vor Inkrafttre-
ten des Gesetzes 2024, eine Evaluation durch-
zuführen. Sie soll klären, ob eine Übertragung 
weiterer Leistungsbereiche auf die gesetzliche 
Unfallversicherung sinnvoll ist.

TOP THEMA

Der Anschlag auf den Berliner Breitscheidplatz jährt sich zum dritten Mal. Mit dem 
Opferentschädigungsgesetz soll Betroffenen künftig unbürokratisch geholfen werden.

INTERVIEW
„Das Berufskrank­
heitenrecht ist auf  
einem guten Weg“
SEITE 2

Psychotherapeu-
tenverfahren

Das Verfahren wur­
de 2012 von den Un­
fallversicherungsträ­
gern eingerichtet. Ein 
bundesweites Netz­
werk von mehr als 700 
Psychotherapierenden 
sorgt für schnelle und 
unbürokratische Hil­
fe nach traumatischen 
Ereignissen. Unfall­
versicherungsträger 
oder D-Ärztinnen und 
-Ärzte leiten die Thera­
pie ein.

Web: www.dguv.de  
> Webcode: d139696
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Frau Dr. Höller, das Recht der Berufs-
krankheiten gibt es seit fast 100 Jahren. 
Warum gab und gibt es immer wieder 
Kritik daran?

Das Recht der Berufskrankheiten hat sich 
seit seiner Einführung im Jahr 1925 be­
währt. Beschäftige und Unternehmen 
haben mit der gesetzlichen Unfallver­
sicherung ein verlässliches Gegenüber. 
Trotzdem wurde die Kritik am BK-Recht in 
den vergangenen Jahren immer lauter. Po­
litik und Öffentlichkeit stießen eine Debat­
te über seine Ausgestaltung an: Werden 
zu wenige Fälle anerkannt? Wer muss was 
beweisen? Diese Fragen zeigen, dass von 
außen das Thema Berufskrankheiten als 
nicht transparent wahrgenommen wird. 
Das war für uns Grund genug, um die Rege­
lungen auf den Prüfstand zu stellen. Mehr 
Klarheit und Transparenz in den Verfahren 
waren auch aus unserer Sicht notwendig. 
Als Ergebnis ist das Weißbuch zur Weiter­
entwicklung des Berufskrankheitenrechts 
entstanden, das wir im Dezember 2016 ver­
abschiedet und an die Bundesregierung 
und den Bundestag übergeben haben.

Mit dem Weißbuch hat sich die DGUV 
stark in die Debatte um die Weiterent-
wicklung des Berufskrankheitenrechts 
eingebracht. Mit Erfolg?

Ich möchte noch einmal betonen, dass 
sich die Grundprinzipien des BK-Rechts 
bewährt haben. Alle am Weißbuch Betei­
ligten waren sich darin einig, dass es nicht 
um einen konzeptionellen Neuansatz, son­
dern um eine Verbesserung des Bestehen­
den gehen sollte. In fünf Handlungsfel­
dern haben wir Lösungen entwickelt, die 
nur als Gesamtpaket die Schwachpunk­

te beseitigen und das BK-Recht sinnvoll 
weiterentwickeln können. Im vorliegen­
den Referentenentwurf des BMAS werden 
die von der Selbstverwaltung im Konsens 
entwickelten Vorschläge weitgehend be­
rücksichtigt. Alle Handlungsfelder wer­
den aufgegriffen. Dazu gehören auch die 
Vorschläge zu einer einheitlichen gesetz­
lichen Rückwirkungsregelung oder einer 
Evaluation. Das Berufskrankheitenrecht 
ist auf einem guten Weg. Kritisch sehen 
wir allerdings einzelne Punkte beim The­
ma Unterlassungszwang.

Warum?

Bisher können laut Gesetz einige Berufs­
krankheiten nur dann anerkannt werden, 
wenn die Betroffenen wegen der Erkran­
kung ihre gesundheitsschädigende Tätig­
keit aufgeben mussten. Tun sie dies nicht, 
können sie lediglich präventive und me­
dizinische Leistungen erhalten. Der Refe­
rentenentwurf sieht nun einen Wegfall des 
Unterlassungszwangs ab 1. Januar 2021 
vor. Wir begrüßen die Entscheidung, den 
Unterlassungszwang als Anerkennungs­
voraussetzung abzuschaffen. Er ist nicht 
zeitgemäß und nicht mehr erforderlich. Er 
führt zu unangemessenen Nachteilen für 
die Versicherten. Damit die Abschaffung 
des Unterlassungszwangs aber voll wirk­
sam werden kann, müssen aus unserer 
Sicht einige Maßnahmen begleitend umge­
setzt werden. Dazu gehört unter anderem 
die genaue Beschreibung der einzelnen Be­
rufskrankheiten durch den Verordnungs­
geber und welche Anforderungen er an die 
Anerkennung stellt. Das betrifft insbeson­
dere den für eine Anerkennung erforderli­
chen Schweregrad der Erkrankung. Diese 
Präzisierung der bestehenden BK-Tatbe­
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Vorweihnachtszeit sollte eine beson­
ders besinnliche und schöne Zeit sein. 
Die Menschen, die vor drei Jahren auf 
dem Berliner Breitscheidplatz die Stim­
mung des Weihnachtsmarktes genießen 
wollten oder vielleicht auch nur auf dem 
Weg nach Hause waren, hatten wahr­
scheinlich genau dies im Sinn – für ei­
nen Moment die vorweihnachtliche Zeit 
spüren. Was dann passierte, hat nicht 
nur Deutschland erschüttert. 

Egal ob extreme Ereignisse wie An­
schläge, Amokläufe, Flugzeugabstürze 
oder Verkehrsunfälle – sie sind immer 
eine emotionale Herausforderung für 
Opfer, Helfende und Angehörige. Das 
Leid ist unermesslich, die Folgen bleiben 
meistens ein Leben lang spürbar. Dass 
den Betroffenen nun besser und schnel­
ler geholfen werden kann, ist eine gute 
Nachricht. Das Opferentschädigungsge­
setz macht den Weg dafür frei. 

Das Jahresende ist immer auch An­
lass, um für einen Moment innezuhal­
ten und danke zu sagen. Ich möchte 
mich bei all jenen bedanken, die Tag 
für Tag anderen Menschen helfen. Ich 
erwähne stellvertretend die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter der Feuerweh­
ren, Rettungsdienste sowie der medizi­
nischen Einrichtungen. Aber auch all 
jene, die mit fachlichem Rat, mit einem 
offenen Ohr, mit Mitgefühl und Geduld 
den Opfern, den Angehörigen und den 
Helfenden, die auch mal Hilfe brau­
chen, zur Seite stehen. 

Ich wünsche Ihnen allen eine be­
sinnliche Weihnachtszeit sowie ein ge­
sundes und unfallfreies Jahr 2020.

Ihr

Dr. Stefan Hussy 
Hauptgeschäftsführer der DGUV

SEITE 2

Innehalten
Die Weiterentwicklung des Berufskrankheitenrechts (BK-Recht) nimmt konkrete 
Formen an. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat einen 
Referentenentwurf vorgelegt. Darin werden zahlreiche Vorschläge aus dem von 
der DGUV vorgelegten Weißbuch „Berufskrankheitenrecht 2016“ aufgenommen. 
Über die Kernpunkte sprach DGUV Kompakt mit Frau Dr. Edlyn Höller, stellver-
tretende Hauptgeschäftsführerin der DGUV.

„Das Berufskrank
heitenrecht ist auf  
einem guten Weg“
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stände ist für die Abgrenzung von Baga­
tellerkrankungen unverzichtbar. Für die 
Prüfung und Begründung von sogenann­
ten BK-Tatbeständen ist aus unserer Sicht 
die medizinische Expertise unbedingt not­
wendig. Hier bleibt der Referentenentwurf 
leider hinter unserem Vorschlag zurück.

Dafür sieht der Referentenentwurf die 
Einführung einer Mitwirkungspflicht 
der Betroffenen nach den Maßstäben 
des 1. Sozialgesetzbuches (SGB I) vor. 
Was bedeutet dies?

Beim Unterlassungszwang geht es darum, 
dass eine Erkrankung sich nicht weiter 
verschlimmert oder wiederauflebt. Dieses 
Ziel kann aus unserer Sicht auch anders 
erreicht werden. Versicherte sollen über 
mögliche Präventionsmaßnahmen aufge­
klärt und gesetzlich zu deren Teilnahme 
verpflichtet werden. Ähnliche Regelun­
gen zur Mitwirkung gelten zum Beispiel 
heute schon für die Teilnahme an Reha­
bilitationsmaßnahmen. Es geht um Auf­
klärung, Motivation, Eigenverantwortung 
und Selbstbestimmung der Betroffenen – 
die wollen wir stärken. Die individuelle Be­
ratung durch Mitarbeitende der Unfallver­
sicherungsträger ist da nur ein Baustein, 
aber ein sehr wesentlicher. Die gesetzliche 
Verankerung der Mitwirkung betrifft auch 
die Konsequenzen bei fehlender Mitarbeit. 
Hier gibt es nun klar umrissene rechtliche 

Voraussetzungen, die für alle Versicherten 
gleich angewendet werden.

Für mehr Transparenz soll der Ärztli-
che Sachverständigenbeirat (ÄSVB) im 
Gesetz verankert werden. Warum ist 
das wichtig?

Was eine Berufskrankheit ist, entscheidet 
die Bundesregierung. Sie lässt sich dabei 
vom Ärztlichen Sachverständigenbeirat Be­
rufskrankheiten beraten. Der ÄSVB war bis­
her gesetzlich nicht verankert, wer ihm an­
gehörte, war lange Zeit nicht öffentlich. Für 
die Frage der Aufnahme neuer Tatbestände 
in die BK-Liste, haben die Erkenntnisse die­
ses wissenschaftlichen Gremiums aber eine 
entscheidende Bedeutung. Durch seine Ver­
ankerung im Gesetz kann seine rechtswirk­
same Tätigkeit gegenüber einer reinen Be­
ratung abgegrenzt werden. Entsprechend 
des vorliegenden Referentenentwurfs wird 
beim BMAS ein ÄSVB „Berufskrankhei­
ten“ gebildet, sowie bei der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin eine 
Geschäftsstelle eingerichtet. Letztere soll 
künftig den Sachverständigenbeirat bei der 
Erfüllung seiner Arbeit organisatorisch und 
wissenschaftlich unterstützen. Wir hoffen, 
dass dadurch die Prozesse, die zur Aufnah­
me einer Erkrankung in die Liste der Berufs­
krankheiten führen, beschleunigt werden.

Web: www.dguv.de > Webcode: d1182057
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Im Gespräch mit Dr. Edlyn Höller, stellvertretende Hauptgeschäftsführerin der DGUV.  
Sie leitet seit November 2018 den Geschäftsbereich Versicherungsrecht.

Für ihre innovativen Lösungen rund 
um Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit wurden Unternehmen auf der 
Fachmesse A+A mit dem Deutschen Ar-
beitsschutzpreis 2019 ausgezeichnet.

Zum sechsten Mal wurde der branchen­
übergreifende Wettbewerb vom Bun­
desministerium für Arbeit und Soziales, 
dem Länderausschuss für Arbeitsschutz 
und Sicherheitstechnik und der Deut­
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
ausgelobt. Eine Expertenjury ermittel­
te aus der Rekordzahl von 231 Einrei­
chungen in fünf Kategorien die Preisträ­
ger: Bauunternehmung August Mainka 
GmbH & Co, Felix Röwekämper in Zu­
sammenarbeit mit Arnz FLOTT GmbH 
Werkzeugmaschinen, RWE Power AG, 
Bielkine-Sattlerei und recalm GmbH. 
Den Publikumspreis erhielt die GE 
Healthcare GmbH. Seit 2009 zeichnet 
der Deutsche Arbeitsschutzpreis Unter­
nehmen aus, die innovative und lang­
fristig angelegte Arbeitsschutzmaßnah­
men umsetzen und so einen Mehrwert 
für ihre Beschäftigten generieren und 
die Wettbewerbsfähigkeit erhöhen.

Der Deutsche Arbeitsschutzpreis ist 
Teil der Gemeinsamen Deutschen Ar­
beitsschutzstrategie (GDA), in der Bund, 
Länder und die gesetzliche Unfallversi­
cherung ihre Aktivitäten rund um die 
Sicherheit und Gesundheit bei der Ar­
beit bündeln. In den kommenden fünf 
Jahren wollen die Träger der GDA kon­
krete Arbeitsschutzziele noch effekti­
ver umzusetzen. Dazu gehört die bes­
sere Einbindung von Prävention in die 
betrieblichen Abläufe und die Umset­
zung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Gefährdungsbeurteilungen. Ein wichti­
ges Anliegen der GDA ist die Gestaltung 
von gesundheitsfördernden Arbeits­
plätzen. Damit sollen Erkrankungen im 
Muskel-Skelett-Bereich besser vorge­
beugt werden. Die Sensibilisierung für 
das Thema psychische Erkrankungen 
und entsprechende Präventionsmaß­
nahmen stehen ebenfalls auf der Agen­
da. Die Bewerbungsphase für den Deut­
schen Arbeitsschutzpreis 2021 startet im 
Herbst nächsten Jahres.

Web: www.deutscher-arbeitsschutzpreis.de

Deutscher  
Arbeitsschutzpreis

ZUM THEMA



Am 18. Oktober 2019 
wurde Prof. Dr. Joachim 
Breuer für eine zweite 
Amtszeit als Präsident 
der Internationalen Ver­
einigung für Soziale Si­
cherheit (IVSS) bestätigt. 
Nach seinem Rückzug 
als Hauptgeschäftsführer 
der Deutschen Gesetzli­
chen Unfallversicherung 
engagiert sich Prof. Breu­

er auf internationaler Ebene weiter für Ar­
beitsschutz und Soziale Sicherheit. An der 

Universität Lübeck hat er eine Professur 
für Versicherungsmedizin inne. Nach sei­
ner Wiederwahl zum IVSS Präsidenten er­
klärte Breuer, er wolle die Mitgliederbasis 
und die internationale Stellung der Orga­
nisation weiter ausbauen. Die IVSS wur­
de 1927 unter Federführung der Interna­
tionalen Arbeitsorganisation gegründet 
und zählt heute über 334 Mitgliedsinstitu­
tionen in mehr als 158 Ländern. Sie ist die 
weltweit führende internationale Organi­
sation für Institutionen, Regierungsstellen 
und Behörden, die sich mit der sozialen Si­
cherheit befassen.

Prof. Dr. med. Axel Ek­
kernkamp, Geschäftsfüh­
rer und Ärztlicher Direk­
tor des BG Klinikums 
Unfallkrankenhaus Ber­
lin (ukb) und Mitglied  
im Herausgeberbeirat der 
DGUV Kompakt, wurde  
von der Digital-Health-
Plattform „Entscheider­
fabrik“ auf der Medica in 
Düsseldorf als Unterneh­

mens-/Klinikführer des Jahres 2019 aus­
gezeichnet. Die „Entscheiderfabrik“, ein 
Netzwerk aus Verbänden, Kliniken und In­

dustrie-Unternehmen zur Förderung von 
digitaler Medizin würdigt damit die Pa­
tenschaft von Prof. Ekkernkamp für ei­
nes von fünf Projekten, die in diesem Jahr 
beispielhaft die digitale Transformation 
von Prozessen in der Medizin voranbrin­
gen sollen. Gesundheitsdienstleister wie 
Kliniken, Medizinische Versorgungszent­
ren oder Heime können dabei bis zu einem 
Jahr kostenneutral testen, ob Digitalisie­
rungsprojekte einen nutzenstiftenden Bei­
trag zum Unternehmenserfolg liefern und 
so Fehlinvestitionen vermeiden.

Web: www.ukb.de > Medien

Prof. Breuer als IVSS-Präsident wiedergewählt

Unternehmens-/Klinikführer des Jahres 
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Erstmals hat kommmitmensch, die ak­
tuelle Präventionskampagne der Berufs­
genossenschaften und Unfallkassen, ge­
meinsam mit der Messe Düsseldorf im 
Rahmen der A+A ein Film & Mediafesti­
val veranstaltet. Kleine und mittlere Unter­
nehmen, Auszubildende und Studierende 
an Film- und Medienhochschulen waren 
im Vorfeld aufgerufen, ihre Bildbeiträge 
rund um das Thema Arbeitsschutz einzu­
reichen. Eine Fachjury unter Leitung der 
Regisseurin Isa Prahl hat die Erstplatzier­
ten in vier Kategorien ermittelt: BASF Co­
lors & Effects GmbH, Baeumler film + tv, 
Universitätsklinik Bonn und Haarstudio 
Elisabeth. Der A+A Sonderpreis ging an 
HAIX Schuhe, Produktions- und Vertriebs 
GmbH, der Publikumspreis an die BASF 
Colors & Effects GmbH. Die Bayernoil Raffi­
neriegesellschaft mbH wurde für den Spe­
zialpreis der Messe Düsseldorf ausgelost.

TERMINE

PERSONALIE

Bewegende Bilder

MEDIENECKE

220.638
… Stolper-, Rutsch- und Sturzunfälle 
ereigneten sich 2018 während oder  
auf dem Weg zur Arbeit.
Quelle: www.dguv.de > Webcode dp1317540

ZAHL DES MONATS

Große Emotionen bei allen Teilnehmenden  
des ersten Film & Mediafestivals im Rahmen 
der A+A.

Die Beiträge sind zu sehen unter
Web: www.kommmitmensch-festival.de
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PERSONALIE

Prof. Dr. Joachim 
Breuer
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Prof. Dr. med.  
Axel Ekkernkamp
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